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AWO fragt — Landesparteien antworten

DIE LINKE Landesvorstand - Riickmeldung bitte bis zum 21.05.2021
Sehr geehrter Herr Landesvorsitzender Gebhardt,

im Rahmen der AWO-Kampagne ,,Schau hin. Pack an! Fiir soziale Gerechtigkeit” wollen wir die

Standpunkte von Landesparteien zu ausgewahlten Aspekten der Sozialpolitik erfragen.

Wir wollen lhre Antworten nutzen, um diese im Sinne einer 6ffentlichen Auseinandersetzung mit
»Sozialprifsteinen” zu sozialpolitischen Themen, die die Menschen aktuell in unserem Land

bewegen, darzustellen. Auf www.schauhinpackan.de finden Sie durch die AWO zusammengetragene

Themen, Erfahrungsberichte, Kurz-Clips, Interviews und Positionen, die uns im Alltag in unseren
Pflegeeinrichtungen, ambulanten Angeboten, Krankenhdusern und Reha-Einrichtungen, sozialen
Beratungsstellen, Kitas und Horten, Jugendhilfeeinrichtungen, Jugendclubs,
Frauenschutzeinrichtungen und Ehrenamtsprojekten im taglichen Kontakt zu Blirger*innen
begegnen. Wir bitten Sie, die beigefligten Fragen in den dafiir vorgesehenen Feldern so kurz wie
moglich zu beantworten, die Einwilligungserklarung zur Veroffentlichung auszufiillen und uns den

Fragebogen zuriickzusenden an schauhinpackan@awo-sachsenanhalt.de

Vielen Dank fur Ihre Mitwirkung - fiir Fragen stehen wir sehr gern zur Verfugung.
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Offene Jugendarbeit

Was sind wir euch WERT?

Jugendclubs: Jugend braucht Orte, die jedoch durch die knappen Kassen in den Kommunen bedroht
oder nicht vorhanden sind: Was unternimmt lhre Partei, damit fir alle Jugendlichen in Sachsen-
Anhalt ein Jugendclub gut erreichbar in der Nahe ist? Wie sollten aus Sicht |hrer Partei Land und

Kommunen fir die Finanzierung einstehen?

DIE LINKE geht grundsétzlich davon aus, dass die ortliche Jugendhilfeplanung vor Ort als kommunale Pflichtaufgabe uber die
Jugendhilfeausschisse und Jugendamter zuverlassig wahrgenommen wird und hier auch der Bedarf fur die Arbeit mit Jugendlichen im Rahmen
von Jugendclubs abgebildet wird. Veraltete und in Teilbereichen nicht fortgeschriebene Jugendhilfeplanungen waren jedoch lange Zeit ein groRes
Problem. Mit Verabschiedung des FamBeF6G LSA wurde das Vorhandensein einer aktuellen Jugendhilfeplanung eine Foérdervoraussetzung.

DIE LINKE sieht eine strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen im Umfang von bis zu 500 Mio. Euro, die wir durch eine grundlegende Reform
des kommunalen Finanzausgleichs (FAG) abbauen wollen. Im Bereich des § 31 KJHG LSA will DIE LINKE kurzfristig eine Erh6hung des
Landesanteils um mindestens 500.000 € erreichen. Um Nachteile des landlichen Raumes ggii. den kreisfreien Stéadten auszugleichen, soll fur die
Verteilung der Mittel auBerdem ein Flachenfaktor eingefihrt werden.

OVPN: Wie wird lhre Partei in Zukunft die Mobilitit von Jugendlichen auch im landlichen Raum

konkret unterstitzen?

Die Sicherstellung eines bedarfsgerechten, kostengiinstigen und barrierefreien éffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) in allen Landesteilen
hat fiir DIE LINKE oberste Prioritét in der Verkehrspolitik. Mobilsein ohne Auto ist unser Ziel. In landlichen Regionen existiert der OPNV kaum
Uber den Schiilerverkehr hinaus. Konkret setzen wir uns dafiir ein, jede Gemeinde bedarfsgerecht an den 6ffentlichen Nahverkehr anzuschlieBen.
Der Bedarf bemisst sich dabei und insbesondere im landlichen Raum nicht allein an Fahrgastzahlen, sondern an der Bedeutung des
Verkehrstragers fiir die gesamte Region. Mit hohen Qualititsstandards wollen wir OPNV, FuRganger- und Radverkehr gegeniiber dem
motorisierten Individualverkehr aufwerten.

Der OPNV muss langfristig zu einer (iberzeugenden Alternative zum mobilisierten Individualverkehr entwickelt werden. Voraussetzungen sind
hohe Qualitatsstandards, ein systematischer Ausbau und letztlich die Entgeltfreiheit fur alle Nutzer*innen. Ein erster wichtiger Schritt ist ein
kostenloses Azubi-Ticket fur Schuler*innen, Praktikant*innen, FSJler*innen, ,Bufdis®, Auszubildende und Student*innen.

Digitalisierung: Digitalisierung ist das Handwerkszeug fiir die Zukunft junger Menschen. Wie wird lhre
Partei sich konkret fiir die Verbesserung der Ausstattung junger Menschen sowie fir den Ausbau des

Breitbands einsetzen?

Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie wichtig digitale Kompetenzen und die digitale Teilhabe fiur alle
Burger*innen ist. Deshalb setzt sich DIE LINKE fur eine digitale Grundsicherung ein. Alle Schiler*innen miissen
Uber ein digitales Endgerat, Drucker und einen schnellen Internetanschluss verfiigen (auch Leihgeréte sind
moglich). Die Versorgung mit leistungsféhigem Internet geht nur tber flichendeckende Glasfaseranschliisse. Um
den Ausbau deutlich zu beschleunigen, muss die Verantwortung fur die Koordinierung im Land in einem
Ministerium gebtindelt und die Planung und Umsetzung der MalRnahmen in enger Kooperation mit den Kommunen
erfolgen. Vor allem im landlichen Raum missen dabei regionale Initiativen wie z.B. der Zweckverband Altmark
mehr einbezogen und starker geférdert werden.
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Daseinsvorsorge

Fur ein liebens- und lebenswertes Sachsen-Anhalt

Welche konkreten Vorschldage hat lhre Partei fir eine ganzheitliche Gesundheitsversorgung im Land,

insbesondere in den landlichen Regionen?

Sachsen-Anhalts Bevolkerung lebt tiberwiegend im landlichen Raum, was besondere Herausforderungen fiir die medizinische und pflegerische
Versorgungsstruktur bedeutet. Aufgrund der Vielfaltigkeit und Dringlichkeit der Problemstellungen in Medizin und Pflege hat DIE LINKE das Einsetzen einer
Enquetekommission ,Die Gesundheitsversorgung und Pflege in Sachsen-Anhalt konsequent und nachhaltig absichern!* durchgesetzt. Die Anhérungen zu den
einzelnen Themenfeldern bestétigten den dringenden Handlungsbedarf. In der Krankenhauslandschaft sind strukturelle Anderungen unumgénglich, da eine
umfassende Versorgung nur durch Synergieeffekte (Portalkliniken, MVZ - bestenfalls in kommunaler Hand-, sektoreniibergreifende Kooperationen zwischen
Krankenh&usern, Zusammenarbeit von niedergelassenen Arzt*innen und Krankenh&usern etc.) zu erreichen sein wird.

Die SchlieBungen von wichtigen Stationen und von ganzen Krankenhaustandorten selbst wahrend der Pandemie haben deutlich gemacht, dass die
grofflachige Privatisierung ehemals kommunaler Krankenhé&user falsch war. DIE LINKE will durch einen 6ffentlichen Klinikverbund einen Schutzschirm fur
kommunale Krankenhé&user geschaffen. Private Krankenhauser missen dariiber wieder in die 6ffentliche Hand zuriickgefiihrt werden, wenn sie ihren
Versorgungsauftrag nicht erfullen. Auf diesem Weg muss die Krankenhausplanung ein Instrument zur Steuerung fir die Gesundheitsversorgung werden.

Welchen Anteil der Ausgaben sollten Krankenkassen fiir Pravention, welchen fiir Behandlung

vorsehen?

DIE LINKE hat die Verabschiedung eines Préventionsgesetzes grundsétzlich begriit. Allerdings ist dies tbermafig an
Eigenverantwortung ausgerichtet. Die Einflussnahme auf das individuelle Verhalten steht im Vordergrund, wahrend die Gestaltung
gesundheitsférdernder Lebensbedingungen bzw. Lebensumstande zwar genannt, aber nicht ausreichend untersetzt wird. Das
Praventionsstarkungsgesetz wird nur einen geringen Beitrag zur Verringerung sozial bedingter gesundheitlicher Ungleichheit leisten.
Beispielsweise ist Armut einer der grof3ten Risikofaktoren, der u.a. auch gesundheitliche Beeintrachtigungen nach sich zieht. DIE
LINKE fordert eine neue Praventionsstrategie, die der Bedeutung und der Tragweite der Gesundheitsforderung gerecht wird.

Erst kiirzlich (04.05.21) hat DIE LINKE im Bundestag beantragt, die Gesundheitsférderung als gesamtpolitische Aufgabe (Health - in -
All - Policies - Konzept der WHO) zu verstehen und anzugehen. (Antrag: "Gesundheitliche Chancengleichheit stéarken — Gesundheit als
gesamtpolitische Aufgabe begreifen”; BT-Drs.19/29277)

Was unternimmt lhre Partei, damit in allen Regionen des Landes gleichwertige Lebensverhaltnisse
(u.a. Mobilitat, Digitalisierung, psychosoziale Beratungsangebote, schnelle Notfallversorgung,

Versorgungsmoglichkeiten fiur den taglichen Bedarf) bestehen?

Fir Stadte und landliche Raume will DIE LINKE Modellprojekte fiir bessere Mobilitat voranbringen und ein entsprechendes Férderprogramm auflegen. DIE LINKE will die
Fortfuhrung des Schnittstellenprogramms priifen und es weiterentwickeln. Insbesondere fir die ,letzte Meile* von Haltestellen zum Zielort sind weitere Feinplanungen
erforderlich. Car-Sharing-Modelle, preisgiinstige und einfache Leihfahrradsysteme, sowie sichere Fahrrad-Abstellanlagen an Haltestellen wollen wir férdern und weiter
ausbauen. AuRerdem wollen wir den Tarifdschungel beenden und mit einem einheitlichen landesweiten Tarifsystem fiir hoheren Fahrgastkomfort und somit hoherer
Akzeptanz sorgen.

Wir setzen uns firr den beschleunigten Ausbau eines flachendeckenden Glasfasernetzes ein. Hier darf es im Land keine wei3en Flecken geben. DIE LINKE will mobile
psychosoziale Beratungsangebote ausbauen und dauerhaft personell, finanziell und sachlich unterstiitzen. Die Menschen mussen auch im landlichen Raum entsprechende
Hilfe ohne weite Wege und lange Wartezeiten erhalten. Die Aufrechterhaltung einer schnellen Notversorgung muss auch in Zukunft ohne Abstriche in den l&ndlichen
Regionen gewahrleistet werden. Die daftir erforderlichen Strukturen mussen gesichert oder neu geschaffen werden. Versorgungsmaéglichkeiten fiir den taglichen Bedarf, die
ohne Auto fiir die Menschen vor Ort erreichbar sind, miissen initiiert und geférdert werden. Dabei spielen regionale Produktions- und Vermarktungsketten eine wichtige Rolle
- auch fir die Reduzierung von Transportwegen.
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Ehrenamt

Eine WERTvolle Tatigkeit

Was unternimmt lhre Partei, damit besonders junge Menschen Interesse am Ehrenamt zeigen und

sich zivilgesellschaftlich einbringen?

Mit unserem Kinder- und Jugendteilhabegesetz haben wir umfangreiche Schritte in diese Richtung unternommen. Da das Gesetz schon etwas lter ist,
mussen Regelungen aktualisiert und der Kreis der Adressat*innen erweitert werden. Trotzdem konnten wir bisher zumindest teilweise Erfolge erzielen, z.B.
durch Anderungen der Landesverfassung und des Kommunalverfassungsgesetzes. Die Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen nach § 80 KVG ist allerdings
nur eine Soll-Vorschrift die strenger gefasst werden muss.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Starkung des Ehrenamtes hat DIE LINKE ihre Ziele fir eine deutlich bessere Unterstitzung und Anerkennung fur
ehrenamtliche Tatigkeit klar formuliert. Ehrenamtlich tatige Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen miissen aktiv unterstitzt und ggf. entstehende
Nachteile miissen beseitigt werden. Es muss u.a. kostenfreie Fortbildungen fiir ehrenamtlich Tatige und eine Lohnfortzahlungen bei ehrenamtlicher Tatigkeit
geben. Ein umfangreicher Versicherungsschutz, bessere Freistellungsméglichkeiten und die Einfiihrung einer Ehrenamtskarte sind ebenso Bestandteile
unseres Ehrenamtsgesetzes wie die Forderung nach Unterstiitzung durch hauptamtlich Beschéftigte. DIE LINKE wird auf eine Bearbeitung der vielen offenen
Fragen rund um das Ehrenamt im Rahmen der weiteren Arbeit an der Engagementstrategie des Landes drangen.

Welche Losungen hat Ihre Partei, um dauerhafte Strukturen zu schaffen, damit das notwendige
Ehrenamt eine Bereicherung der Zivilgesellschaft bleibt und nicht verstarkt zum LiickenbuRBer fir

staatliche Aufgaben wird?

Die Tendenz, hauptamtliche zu erfillende Aufgaben aus dem Kernbereich staatlicher Verantwortung in
das Ehrenamt abzugeben ist ganz Uberwiegend der strukturellen Unterfinanzierung der 6ffentlichen
Haushalte und daraus folgend der Personalnot in allen Bereichen der 6ffentlichen Verwaltungen
geschuldet. DIE LINKE tritt deshalb fur eine umfassende Steuerreform ein, die in erheblichem Umfang
gesellschaftlichen Reichtum so umverteilt, dass in den 6ffentlichen Haushalten die Mittel zur
Verflgungen stehen, um sozialstaatliches Handeln wieder auszubauen und die Aufgaben der
Daseinsvorsorge umfassen wahrnehmen zu kénnen.

Digitalisierung - wie konkret setzt sich lhre Partei fiir die notwendige Qualifizierung der
Ehrenamtlichen und Unterstiitzung der Vereine und Verbande ein, damit blirgerschaftliches

Engagement in Sachsen-Anhalt in seiner ganzen Vielfalt digital vernetzt wird?

Wichtig ist in erster Linie die flachendeckende Versorgung mit leistungsfahigem
Internet. Wo dies nicht moglich ist, sollten Vereine und Verbande mit Freifunk
und/oder WLAN versorgt werden. Die Landesforderung fur Freifunknetze und
WLAN wollen wir fortfilhren und weiter ausbauen.

Eine Kampagne der AWO in Sachsen-Anhalt | www.schauhinpackan.de



@ SCHAU HIN.
: °e PACKAN! \ AWO

o0 FUR SOZIALE GERECHTIGKEIT

% Armut
@ Arm im Alter, Arm trotz Arbeit

Kinderarmut: Nur 8 bis 15 Prozent der Leistungen des BUT (Bildungs- und Teilhabepaket) kommen

bei den anspruchsberechtigten Kindern an. Ist das BUT aus Sicht Ihrer Partei ein sinnvolles
Instrument und was werden Sie dazu beitragen, dass mehr Kinder und Jugendliche an den Leistungen

partizipieren?

DIE LINKE fordert eine eigenstandige Kindergrundsicherung. Sie muss leicht versténdlich, transparent und gerecht sein. Bei der Ausgestaltung orientieren wir uns am Modell des Biindnisses
Kindergrundsicherung. Die Kindergrundsicherung soll fiir alle Kinder und Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und fiir junge Volljahrige bis zur Vollendung ihrer ersten
Schulausbildung (inkl. Abitur) gelten und die bestehenden biirokratischen, restriktiven und intransparenten sozialen Sicherungssysteme fiir Kinder einkommensarmer Familien ersetzen. Die
Kindergrundsicherung soll eine Leistung fiir das Kind sein und daher weder beim Bezug von Sozialleistungen noch innerhalb des Steuerrechts als Einkommen der Eltern oder anderer
Haushaltsangehdriger angerechnet werden.

Die Kindergrundsicherung soll beginnend bei 630 Euro fiir die &msten Kinder nach Einkommenssituation abgestuft werden und mindestens 328 Euro betragen. Das entspricht dem erhéhten
Kindergeld, das wir fiir alle Kinder als Sofortma3nahme fordern und das einkommensunabhangig an alle Familien monatlich gezahlt werden soll. Dabei sollen Kinder aus armen Familien als
SofortmaRnahme zusatzlich zum Kindergeld einen altersabhangigen Zuschlag bis zu 302 Euro erhalten. AuRerdem sollen auch die tatséchlichen Unterkunftskosten sowie einmaliger und
besonderer Bedarf (Klassenfahrten, IT-Ausstattung u. &.) beriicksichtigt werden.

Erwerbsarmut: Stellen Sie sich vor, wie viele Minijobs zur Finanzierung des Durchschnitteinkommens
in Sachsen-Anhalt notig waren. Mit Minijobs ist ein auskémmliches Leben nicht méglich. Minijobs
sollen originar flr ein Zusatzeinkommen, beispielsweise fiir Rentner, sorgen. Die Realitit ist eine
andere: Was unternimmt Ihre Partei gegen prekare Beschéaftigungsverhaltnisse / den Missbrauch von

Minijobs?

DIE LINKE kampft fiir ein neues Normalarbeitsverhéltnis, das fiir alle Menschen soziale Sicherheit erméglicht und auf individuelle
Lebenslagen Riicksicht nimmt: Arbeit muss fur alle Menschen sicher und unbefristet, tariflich bezahlt, sozial abgesichert und demokratisch
mitgestaltet sein. In einem reichen Land wie Deutschland mussen Armut trotz Arbeit, sozialer Abstieg und permanente Unsicherheit in
prekaren Jobs sofort gestoppt werden.

DIE LINKE fordert die Bekampfung von Scheinselbststandigkeit, illegaler Arbeitnehmer*inneniiberlassung und das Verbot von Leiharbeit.
Sozialstandards und Arbeitnehmer*innenrechte missen tberall in Sachsen-Anhalt und fiir jede/n gelten, egal, woher sie/er kommt.

Altersarmut: 26,7 Prozent der Altersrentner*innen in Deutschland nutzen die Tafeln. Was

unternimmt lhre Partei dagegen?

Wir wollen die gesetzliche Rente durch eine Reform des Rentensystems stérken.
Alle Erwerbseinkommen sollen in die Rentenkasse einzahlen. Weitere
Rentenklirzungen auch durch ein weiteres Anheben des Renteneintrittsalters lehnen
wir entschieden ab. Stattdessen wollen wir flexible Ubergange in die Rente vor dem
65. Lebensjahr ermdglichen. Notwendiqg ist die zlgigere Rentenangleichung Ost an
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Wie konkret wird sich Ihre Partei flr die Errichtung unabhangiger Angebote fiir die Beratung und

Unterstiitzung von hduslicher Gewalt mitbetroffener Kinder einsetzen?

Die Wahrung der Kinderrechte und der Rechte von Jugendlichen macht es zwingend erforderlich, fur Kinder ein Beratungs- und Schutzangebot
vorzuhalten, das von ihnen unabhangig von ihren Eltern wahrgenommen werden kann. Die ist eine wichtige Voraussetzung, um Gewaltkreislaufe
innerhalb des Systems Familie zu unterbrechen, erlebte direkte oder indirekte Gewalt zu verstehen und zu verarbeiten, die physische und
psychische Gesundheit der Kinder zu schitzen und ihnen ein gewaltfreies Leben zu ermdglichen. In der Corona-Pandemie hat hausliche Gewalt
noch einmal besorgniserregend zugenommen. Es ist véllig inakzeptabel, dass seit vielen Jahren in Sachsen-Anhalt solche Angebote fehlen.

Fir alle Gewaltschutzprojekte fordern wir eine institutionalisierte Férderung, durch die auch die angemessenen Bezahlung der Mitarbeiter*innen
sichergestellt werden muss. Wir setzen uns dafir ein, dass Gewaltschutzprojekte Angebote fir Kinder vorhalten, die von Gewalt mitbetroffen sind.

Wie wird lhre Partei die Einrichtung eines Operativen Opferschutzes in Sachsen-Anhalt vorantreiben?

Opferschutz und Opferhilfe missen feste Bestandteile polizeilicher Arbeit sein. Das betrifft die konventionelle polizeiliche Opferberatung ebenso wie den
Operativen Opferschutz, der vor allem ,HighRisk-Falle" betrifft. Diese Konstellationen sollen in der Regel in Fallkonferenzen genau analysiert werden, zu
denen nicht nur polizeiliche Akteure, sondern auch externe Stellen (Staatsanwaltschaft, Beratungsstellen, Jugendamt, u. a.) hinzugezogen werden missen.

DIE LINKE unterstutzt die Einfihrung eines Operativen Opferschutzes in der Polizei in Sachsen-Anhalt und wird diesen vorantreiben. Hierzu miissen gut
ausgebildete Polizeibeamt*innen bzw. Kriminalist*innen mit einem entsprechenden Fach- und Expertenwissen zur Verfiigung stehen. Zudem ist fir die
Realisierung eines Operativen Opferschutzes eine bedarfsgerechte Finanzierung erforderlich, welche wir ausdriicklich forcieren und in kiinftigen
Haushaltsberatungen einbringen und einfordern werden.

Welche MaRnahmen wird Ihre Partei zur Qualifizierung und Vernetzung zum Thema Frauenschutz fiir

Amter und Behdrden (BAMF, Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichte etc.) initiieren?

Gewalt gegen Frauen ist ein komplexes gesellschatftliches Problem. Um sie zu bekdmpfen und die gewaltbetroffenen Frauen zu schitzen und zu
unterstitzen, missen die verschiedensten gesellschaftlichen Einrichtungen und Institutionen wie Polizei, Justiz, Jugendhilfe, Frauenhauser und
Fachberatungsstellen koordiniert zusammenarbeiten. Ihre Kooperation und Vernetzung wird DIE LINKE vorantreiben und vor allem auch
personell und finanziell unterstiitzen. AuRerdem sind in den Amtern und Behérden verpflichtende Fortbildungen fiir Polizei und Justiz zu den
Themen geschlechtsspezifische Gewalt und Istanbul-Konvention zu etablieren.

Zum Thema Gewalt gegen Frauen muss eine interdisziplindre Kooperation auf Landesebene sowie in regionalen Blindnissen - wie
Uiberregionalen und regionalen Runden Tischen - initiiert und gefordert werden. Diese interdisziplinare Kooperation ist fallbezogen, aber auch
fallubergreifend erforderlich. Es sollen entsprechende Kooperationsvereinbarungen abgeschlossen werden, um die Arbeit zu erleichtern und die
Verbindlichkeit der Zusammenarbeit zu erhéhen.
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Gute Versorgung

Der Mensch im Mittelpunkt

Wie beurteilt Ihre Partei die aktuelle und zukiinftige Lage des Gesundheitsbereiches und des

Sozialwesens?

Die Corona-Pandemie hat die bereits bestehenden Probleme deutlich verscharft und sichtbarer gemacht: Der Fachkraftemangel und die daraus resultierende
Uberlastung des Personals haben sich in allen Bereichen des Gesundheits- und Sozialbereichs negativ ausgewirkt. Hinzu kommen die seit Jahren
ausbleibenden Investitionen in die Modernisierung der Krankenhauser und der Infrastruktur im Gesundheitswesen, so u.a. und der Mangel an Ausstattungen
z.B. im Bereich der Intensivmedizin und der Riickstand bei der Digitalisierung.

Die Probleme sind die Folge einer seit Jahren verfehlte Kiirzungspolitik. Daran kann sich fiir die Zukunft nur etwas andern, wenn das Land seinen
Investitionsverpflichtungen endlich nachkommt und das Personal im gesamten Bereich des offentlichen Dienstes aufgabengerecht ausbaut.

Es ist aber auch erforderlich, die Voraussetzungen fiir bessere Arbeitsbedingungen und insbesondere fiir eine bessere Bezahlung vor allem im Bereich der
Pflegekréfte zu schaffen. Dariiber hinaus darf fiir die Ausbildung in den Gesundheitsberufen kein Schulgeld mehr gefordert, sondern es missen Mdglichkeiten
fur die Zahlung einer Ausbildungsvergltung geschaffen und Wege zu einer Akademisierung geebnet werden.

Was muss aus Sicht lhrer Partei bei den zur Verfligung stehenden Ressourcen und
Rahmenbedingungen, finanziell und rechtlich, zur Sicherstellung der Versorgung junger, kranker,

alter und beeintrachtigter Menschen verandert werden?

DIE LINKE sieht eine der entscheidenden gesellschaftlichen Herausforderungen in einer Erneuerung des Sozialstaates, damit auch weiterhin die Sicherstellung der
Versorgung aller Menschen in ihren individuellen Lebenssituationen gewéhrleistet werden kann. In unserem reichen Land haben Armut und Armutsrisiken signifikant
zugenommen. Nicht zuletzt durch die Corona-Pandemie hat sich die Lage weiter zugespitzt. Es besteht die reale Gefahr, dass in Folge der Pandemie soziale Leistungen
weiter gekirzt werden, um die entstandenen Kosten zu begleichen. Das wiirde gerade den Menschen, die von den Folgen der Pandemie besonders schwer betroffen sind
und mit den Folgen kampfen, Firsorge und Teilhabe entziehen und so die soziale Spaltung vertiefen und unsere demokratische Gesellschaft destabilisieren.

DIE LINKE fordert zur Bewaltigung der finanziellen Folgen der Pandemie eine Vermdgensabgabe auf hohe Vermégen und zur dauerhaften Finanzierung der 6ffentlichen
Aufgaben und zur Sicherung der Daseinsvorsorge eine umfassende Steuerreform, die u.a. eine Vermdgenssteuer und eine deutlich Erhhung des Spitzensteuersatzes auf
hohe Einkommen vorsieht. Darliber hinaus setzt sich DIE LINKE dafur ein, dass Arbeit fir alle Menschen sicher, unbefristet, tariflich bezahlt und sozial abgesichert ist und
der Mindestlohn auf 13 Euro festgesetzt wird. DIE LINKE tritt fiir eine Rentenkasse ein, in die alle Erwerbseinkommen einzahlen, und fiir eine steuerfinanzierte, solidarische
Mindestrente von 1.200 Euro netto. AuRerdem gehért zu unserem Programm die Einfiihrung einer solidarischen Gesundheits- und Pflegeversicherung, die alle
Einkommensarten einbezieht und die Beitragsbemessungsgrenze abschafft.

Welche Verbesserungsmoglichkeiten sieht Ihre Partei im ambulanten und stationaren Gesundheits-
und Sozialwesen unter folgenden Schlagworten: "Multiprofessionalitat”, "Vereinbarung von Familie

und Beruf" und "Arbeit soll nicht krankmachen"?

Der akute Fachkréaftemangel - ob im ambulanten oder stationaren Bereich - hat gezeigt, dass sich neben den Ausbildungsbedingungen und der
Lohnsituation unbedingt auch die Arbeitsbedingungen verbessern missen. Arbeit darf nicht krank machen. Dazu ist es notwendig,
Arbeitszeitmodelle anzubieten, die die Beschéftigten vor Uberlastung schiitzen. Verbindliche Personalschliissel sind ein wichtiges Mittel, um
gesundheitsfordernde Arbeitsbedingungen zu schaffen. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf resultiert nicht zuletzt aus flexiblen
Arbeitszeitmodellen, die planbare Dienstzeiten mdglich machen.

Der flachendeckende Einsatz mobiler multiprofessioneller Teams sollte aufgrund einer Bedarfsermittiung und stetigen Bedarfsanpassung
erfolgen. Die Finanzierung des Angebots darf nicht zulasten der Betroffenen gehen. Auch hier ist die Fachkraftegewinnung von entscheidender
Bedeutung, um diese Angebote vorhalten zu kdnnen, und geht - wie auch in anderen Bereichen - eng mit attraktiven Ausbildungs- und
Arbeitsbedingungen einher.
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Einwilligungserklarung
Ich, Stefan Gebhardt (Vorname, Nachname) bin damit einverstanden, dass
in meiner Funktion als Landesvorsitzender (Funktion der Partei) die Antworten

in unveranderter Form bzw. zitatweise oder in Ausziigen flir folgende Zwecke verwendet, verbreitet

und veroffentlicht werden:

Bitte Zutreffendes ankreuzen, ggf. nicht Zutreffendes streichen!

v Auf den Internetseiten und Kampagnenwebseiten des AWO Landesverbandes Sachsen-Anhalt

e. V., der regionalen AWO-Mitgliedsorganisationen und des AWO Bundesverbandes e. V.

L] In sozialen Medien wie Facebook des AWO Landesverbandes Sachsen-Anhalt e. V., der

regionalen AWO-Mitgliedsorganisationen und des AWO Bundesverbandes e. V.

L] In Druckwerken wie Verbandszeitschriften des AWO Landesverbandes Sachsen-Anhalt e. V.,

der regionalen AWO-Mitgliedsorganisationen und des AWO Bundesverbandes e. V.; Druckwerke
kénnen zusatzlich in digitaler Form (z. B. als PDF-Datei) auf Webseiten und in Social Media-Kanalen

veroffentlicht werden.

Mit einer Pressemitteilung an die Presse weitergegeben werden, z. B. Volksstimme,

Mitteldeutsche Zeitung, lokale Anzeigenblatter, regionale online Redaktions-Plattformen

Datenschutz-Hinweise

Diese Einwilligung ist freiwillig und kann grundsatzlich jederzeit mit Wirkung fir die Zukunft durch
formlose Mitteilung widerrufen werden, z. B. per E-Mail an kommunikation@awo-sachsenanhalt.de.
Wenn Sie die Einwilligung nicht erteilen oder spater widerrufen, entstehen Ihnen keine Nachteile. Bei
dem Widerruf Ihrer Einwilligung werden lhre Daten (Name und Aufnahmen) innerhalb von zwei
Wochen von unserer Internetseite und unseren sozialen Medien entfernt und nicht mehr fiir neue

Druckwerke verwendet.
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Die Einwilligung gilt ab dem Datum der Unterzeichnung. Soweit die Einwilligung nicht widerrufen wird,

gilt sie zeitlich unbeschrankt.

Bei Fragen zum Datenschutz und zu Ihren Rechten auf Auskunft, Berichtigung, Loschung,
Einschrankung der Verarbeitung, Widerspruch, Datenlibertragbarkeit und Beschwerde bei einer
Aufsichtsbehoérde kénnen Sie sich jederzeit an unseren Datenschutzbeauftragten wenden:

datenschutz nord GmbH, Kurfiirstendamm 212, 10719 Berlin-Charlottenburg.

Magdeburg, 19. Mai 2021 Stefan Gebhardt

Ort, Datum Unterschrift Vorsitzende*r Landesvorstand
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	Kommunen für die Finanzierung einstehen: DIE LINKE geht grundsätzlich davon aus, dass die örtliche Jugendhilfeplanung vor Ort als kommunale Pflichtaufgabe über die Jugendhilfeausschüsse und Jugendämter zuverlässig wahrgenommen wird und hier auch der Bedarf für die Arbeit mit Jugendlichen im Rahmen von Jugendclubs abgebildet wird. Veraltete und in Teilbereichen nicht fortgeschriebene Jugendhilfeplanungen waren jedoch lange Zeit ein großes Problem. Mit Verabschiedung des FamBeFöG LSA wurde das Vorhandensein einer aktuellen Jugendhilfeplanung eine Fördervoraussetzung. 

DIE LINKE sieht eine strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen im Umfang von bis zu 500 Mio. Euro, die wir durch eine grundlegende Reform des kommunalen Finanzausgleichs (FAG) abbauen wollen. Im Bereich des § 31 KJHG LSA will DIE LINKE kurzfristig eine Erhöhung des Landesanteils um mindestens 500.000 € erreichen. Um Nachteile des ländlichen Raumes ggü. den kreisfreien Städten auszugleichen, soll für die Verteilung der Mittel außerdem ein Flächenfaktor eingeführt werden.
	konkret unterstützen: Die Sicherstellung eines bedarfsgerechten, kostengünstigen und barrierefreien öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in allen Landesteilen hat für DIE LINKE oberste Priorität in der Verkehrspolitik. Mobilsein ohne Auto ist unser Ziel. In ländlichen Regionen existiert der ÖPNV kaum über den Schülerverkehr hinaus. Konkret setzen wir uns dafür ein, jede Gemeinde bedarfsgerecht an den öffentlichen Nahverkehr anzuschließen. Der Bedarf bemisst sich dabei und insbesondere im ländlichen Raum nicht allein an Fahrgastzahlen, sondern an der Bedeutung des Verkehrsträgers für die gesamte Region. Mit hohen Qualitätsstandards wollen wir ÖPNV, Fußgänger- und Radverkehr gegenüber dem motorisierten Individualverkehr aufwerten. 

Der ÖPNV muss langfristig zu einer überzeugenden Alternative zum mobilisierten Individualverkehr entwickelt werden. Voraussetzungen sind hohe Qualitätsstandards, ein systematischer Ausbau und letztlich die Entgeltfreiheit für alle Nutzer*innen. Ein erster wichtiger Schritt ist ein kostenloses Azubi-Ticket für Schüler*innen, Praktikant*innen, FSJler*innen, „Bufdis“, Auszubildende und Student*innen.
	Breitbands einsetzen: Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie wichtig digitale Kompetenzen und die digitale Teilhabe für alle Bürger*innen ist. Deshalb setzt sich DIE LINKE für eine digitale Grundsicherung ein. Alle Schüler*innen müssen über ein digitales Endgerät, Drucker und einen schnellen Internetanschluss verfügen (auch Leihgeräte sind möglich). Die Versorgung mit leistungsfähigem Internet geht nur über flächendeckende Glasfaseranschlüsse. Um den Ausbau deutlich zu beschleunigen, muss die Verantwortung für die Koordinierung im Land in einem Ministerium gebündelt und die Planung und Umsetzung der Maßnahmen in enger Kooperation mit den Kommunen erfolgen. Vor allem im ländlichen Raum müssen dabei regionale Initiativen wie z.B. der Zweckverband Altmark mehr einbezogen und stärker gefördert werden. 
	insbesondere in den ländlichen Regionen: Sachsen-Anhalts Bevölkerung lebt überwiegend im ländlichen Raum, was besondere Herausforderungen für die medizinische und pflegerische Versorgungsstruktur bedeutet. Aufgrund der Vielfältigkeit und Dringlichkeit der Problemstellungen in Medizin und Pflege hat DIE LINKE das Einsetzen einer Enquetekommission „Die Gesundheitsversorgung und Pflege in Sachsen-Anhalt konsequent und nachhaltig absichern!“ durchgesetzt. Die Anhörungen zu den einzelnen Themenfeldern bestätigten den dringenden Handlungsbedarf. In der Krankenhauslandschaft sind strukturelle Änderungen unumgänglich, da eine umfassende Versorgung nur durch Synergieeffekte (Portalkliniken, MVZ - bestenfalls in kommunaler Hand-, sektorenübergreifende Kooperationen zwischen Krankenhäusern, Zusammenarbeit von niedergelassenen Ärzt*innen und Krankenhäusern etc.) zu erreichen sein wird. 

Die Schließungen von wichtigen Stationen und von ganzen Krankenhaustandorten selbst während der Pandemie haben deutlich gemacht, dass die großflächige Privatisierung ehemals kommunaler Krankenhäuser falsch war. DIE LINKE will durch einen öffentlichen Klinikverbund einen Schutzschirm für kommunale Krankenhäuser geschaffen. Private Krankenhäuser müssen darüber wieder in die öffentliche Hand zurückgeführt werden, wenn sie ihren Versorgungsauftrag nicht erfüllen. Auf diesem Weg muss die Krankenhausplanung ein Instrument zur Steuerung für die Gesundheitsversorgung werden.
	vorsehen: DIE LINKE hat die Verabschiedung eines Präventionsgesetzes grundsätzlich begrüßt. Allerdings ist dies übermäßig an Eigenverantwortung ausgerichtet. Die Einflussnahme auf das individuelle Verhalten steht im Vordergrund, während die Gestaltung gesundheitsfördernder Lebensbedingungen bzw. Lebensumstände zwar genannt, aber nicht ausreichend untersetzt wird. Das Präventionsstärkungsgesetz wird nur einen geringen Beitrag zur Verringerung sozial bedingter gesundheitlicher Ungleichheit leisten. Beispielsweise ist Armut einer der größten Risikofaktoren, der u.a. auch gesundheitliche Beeinträchtigungen nach sich zieht. DIE LINKE fordert eine neue Präventionsstrategie, die der Bedeutung und der Tragweite der Gesundheitsförderung gerecht wird.
Erst kürzlich (04.05.21) hat DIE LINKE im Bundestag beantragt, die Gesundheitsförderung als gesamtpolitische Aufgabe (Health - in - All - Policies - Konzept der WHO) zu verstehen und anzugehen. (Antrag: "Gesundheitliche Chancengleichheit stärken – Gesundheit als gesamtpolitische Aufgabe begreifen"; BT-Drs.19/29277)
	Versorgungsmöglichkeiten für den täglichen Bedarf bestehen: Für Städte und ländliche Räume will DIE LINKE Modellprojekte für bessere Mobilität voranbringen und ein entsprechendes Förderprogramm auflegen. DIE LINKE will die Fortführung des Schnittstellenprogramms prüfen und es weiterentwickeln. Insbesondere für die „letzte Meile“ von Haltestellen zum Zielort sind weitere Feinplanungen erforderlich. Car-Sharing-Modelle, preisgünstige und einfache Leihfahrradsysteme, sowie sichere Fahrrad-Abstellanlagen an Haltestellen wollen wir fördern und weiter ausbauen. Außerdem wollen wir den Tarifdschungel beenden und mit einem einheitlichen landesweiten Tarifsystem für höheren Fahrgastkomfort und somit höherer Akzeptanz sorgen.

Wir setzen uns für den beschleunigten Ausbau eines flächendeckenden Glasfasernetzes ein. Hier darf es im Land keine weißen Flecken geben. DIE LINKE will mobile psychosoziale Beratungsangebote ausbauen und dauerhaft personell, finanziell und sächlich unterstützen. Die Menschen müssen auch im ländlichen Raum entsprechende Hilfe ohne weite Wege und lange Wartezeiten erhalten. Die Aufrechterhaltung einer schnellen Notversorgung muss auch in Zukunft ohne Abstriche in den ländlichen Regionen gewährleistet werden. Die dafür erforderlichen Strukturen müssen gesichert oder neu geschaffen werden. Versorgungsmöglichkeiten für den täglichen Bedarf, die ohne Auto für die Menschen vor Ort erreichbar sind, müssen initiiert und gefördert werden. Dabei spielen regionale Produktions- und Vermarktungsketten eine wichtige Rolle - auch für die Reduzierung von Transportwegen.    
	sich zivilgesellschaftlich einbringen: Mit unserem Kinder- und Jugendteilhabegesetz haben wir umfangreiche Schritte in diese Richtung unternommen. Da das Gesetz schon etwas älter ist, müssen Regelungen aktualisiert und der Kreis der Adressat*innen erweitert werden. Trotzdem konnten wir bisher zumindest teilweise Erfolge erzielen, z.B. durch Änderungen der Landesverfassung und des Kommunalverfassungsgesetzes. Die Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen nach § 80 KVG ist allerdings nur eine Soll-Vorschrift die strenger gefasst werden muss.

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamtes hat DIE LINKE ihre Ziele für eine deutlich bessere Unterstützung und Anerkennung für ehrenamtliche Tätigkeit klar formuliert. Ehrenamtlich tätige Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen müssen aktiv unterstützt und ggf. entstehende Nachteile müssen beseitigt werden. Es muss u.a. kostenfreie Fortbildungen für ehrenamtlich Tätige und eine Lohnfortzahlungen bei ehrenamtlicher Tätigkeit geben. Ein umfangreicher Versicherungsschutz, bessere Freistellungsmöglichkeiten und die Einführung einer Ehrenamtskarte sind ebenso Bestandteile unseres Ehrenamtsgesetzes wie die Forderung nach Unterstützung durch hauptamtlich Beschäftigte. DIE LINKE wird auf eine Bearbeitung der vielen offenen Fragen rund um das Ehrenamt im Rahmen der weiteren Arbeit an der Engagementstrategie des Landes drängen.
	staatliche Aufgaben wird: Die Tendenz, hauptamtliche zu erfüllende Aufgaben aus dem Kernbereich staatlicher Verantwortung in das Ehrenamt abzugeben ist ganz überwiegend der strukturellen Unterfinanzierung der öffentlichen Haushalte und daraus folgend der Personalnot in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltungen geschuldet. DIE LINKE tritt deshalb für eine umfassende Steuerreform ein, die in erheblichem Umfang gesellschaftlichen Reichtum so umverteilt, dass in den öffentlichen Haushalten die Mittel zur Verfügungen stehen, um sozialstaatliches Handeln wieder auszubauen und die Aufgaben der Daseinsvorsorge umfassen wahrnehmen zu können.
	Engagement in SachsenAnhalt in seiner ganzen Vielfalt digital vernetzt wird: Wichtig ist in erster Linie die flächendeckende Versorgung mit leistungsfähigem Internet. Wo dies nicht möglich ist, sollten Vereine und Verbände mit Freifunk und/oder WLAN versorgt werden. Die Landesförderung für Freifunknetze und WLAN wollen wir fortführen und weiter ausbauen. 
	partizipieren: DIE LINKE fordert eine eigenständige Kindergrundsicherung. Sie muss leicht verständlich, transparent und gerecht sein. Bei der Ausgestaltung orientieren wir uns am Modell des Bündnisses Kindergrundsicherung. Die Kindergrundsicherung soll für alle Kinder und Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und für junge Volljährige bis zur Vollendung ihrer ersten Schulausbildung (inkl. Abitur) gelten und die bestehenden bürokratischen, restriktiven und intransparenten sozialen Sicherungssysteme für Kinder einkommensarmer Familien ersetzen. Die Kindergrundsicherung soll eine Leistung für das Kind sein und daher weder beim Bezug von Sozialleistungen noch innerhalb des Steuerrechts als Einkommen der Eltern oder anderer Haushaltsangehöriger angerechnet werden.

Die Kindergrundsicherung soll beginnend bei 630 Euro für die ärmsten Kinder nach Einkommenssituation abgestuft werden und mindestens 328 Euro betragen. Das entspricht dem erhöhten Kindergeld, das wir für alle Kinder als Sofortmaßnahme fordern und das einkommensunabhängig an alle Familien monatlich gezahlt werden soll. Dabei sollen Kinder aus armen Familien als Sofortmaßnahme zusätzlich zum Kindergeld einen altersabhängigen Zuschlag bis zu 302 Euro erhalten. Außerdem sollen auch die tatsächlichen Unterkunftskosten sowie einmaliger und besonderer Bedarf (Klassenfahrten, IT-Ausstattung u. ä.) berücksichtigt werden.
	undefined: DIE LINKE kämpft für ein neues Normalarbeitsverhältnis, das für alle Menschen soziale Sicherheit ermöglicht und auf individuelle Lebenslagen Rücksicht nimmt: Arbeit muss für alle Menschen sicher und unbefristet, tariflich bezahlt, sozial abgesichert und demokratisch mitgestaltet sein. In einem reichen Land wie Deutschland müssen Armut trotz Arbeit, sozialer Abstieg und permanente Unsicherheit in prekären Jobs sofort gestoppt werden.

DIE LINKE fordert die Bekämpfung von Scheinselbstständigkeit, illegaler Arbeitnehmer*innenüberlassung und das Verbot von Leiharbeit. Sozialstandards und Arbeitnehmer*innenrechte müssen überall in Sachsen-Anhalt und für jede/n gelten, egal, woher sie/er kommt.
	undefined_2: Wir wollen die gesetzliche Rente durch eine Reform des Rentensystems stärken. Alle Erwerbseinkommen sollen in die Rentenkasse einzahlen. Weitere Rentenkürzungen auch durch ein weiteres Anheben des Renteneintrittsalters lehnen wir entschieden ab. Stattdessen wollen wir flexible Übergänge in die Rente vor dem 65. Lebensjahr ermöglichen. Notwendig ist die zügigere Rentenangleichung Ost an West und die Beseitigung von Rentennachteilen von in der DDR geschiedenen Frauen im Rentenrecht. Als Mindeststandard in der Rente für einen Ruhestand in Würde und für soziale Teilhabe im Alter will DIE LINKE für alle Rentner*innen in Ost und West eine steuerfinanzierte, solidarische Mindestrente von 1.200 Euro netto einführen.
	Unterstützung von häuslicher Gewalt mitbetroffener Kinder einsetzen: Die Wahrung der Kinderrechte und der Rechte von Jugendlichen macht es zwingend erforderlich, für Kinder ein Beratungs- und Schutzangebot vorzuhalten, das von ihnen unabhängig von ihren Eltern wahrgenommen werden kann. Die ist eine wichtige Voraussetzung, um Gewaltkreisläufe innerhalb des Systems Familie zu unterbrechen, erlebte direkte oder indirekte Gewalt zu verstehen und zu verarbeiten, die physische und psychische Gesundheit der Kinder zu schützen und ihnen ein gewaltfreies Leben zu ermöglichen. In der Corona-Pandemie hat häusliche Gewalt noch einmal besorgniserregend zugenommen. Es ist völlig inakzeptabel, dass seit vielen Jahren in Sachsen-Anhalt solche Angebote fehlen.

Für alle Gewaltschutzprojekte fordern wir eine institutionalisierte Förderung, durch die auch die angemessenen Bezahlung der Mitarbeiter*innen sichergestellt werden muss. Wir setzen uns dafür ein, dass Gewaltschutzprojekte Angebote für Kinder vorhalten, die von Gewalt mitbetroffen sind.
	Wie wird Ihre Partei die Einrichtung eines Operativen Opferschutzes in SachsenAnhalt vorantreiben: Opferschutz und Opferhilfe müssen feste Bestandteile polizeilicher Arbeit sein. Das betrifft die konventionelle polizeiliche Opferberatung ebenso wie den Operativen Opferschutz, der vor allem „HighRisk-Fälle" betrifft. Diese Konstellationen sollen in der Regel in Fallkonferenzen genau analysiert werden, zu denen nicht nur polizeiliche Akteure, sondern auch externe Stellen (Staatsanwaltschaft, Beratungsstellen, Jugendamt, u. a.) hinzugezogen werden müssen.

DIE LINKE unterstützt die Einführung eines Operativen Opferschutzes in der Polizei in Sachsen-Anhalt und wird diesen vorantreiben. Hierzu müssen gut ausgebildete Polizeibeamt*innen bzw. Kriminalist*innen mit einem entsprechenden Fach- und Expertenwissen zur Verfügung stehen. Zudem ist für die Realisierung eines Operativen Opferschutzes eine bedarfsgerechte Finanzierung erforderlich, welche wir ausdrücklich forcieren und in künftigen Haushaltsberatungen einbringen und einfordern werden.


	Ämter und Behörden BAMF Polizei Staatsanwaltschaft Gerichte etc initiieren: Gewalt gegen Frauen ist ein komplexes gesellschaftliches Problem. Um sie zu bekämpfen und die gewaltbetroffenen Frauen zu schützen und zu unterstützen, müssen die verschiedensten gesellschaftlichen Einrichtungen und Institutionen wie Polizei, Justiz, Jugendhilfe, Frauenhäuser und Fachberatungsstellen koordiniert zusammenarbeiten. Ihre Kooperation und Vernetzung wird DIE LINKE vorantreiben und vor allem auch personell und finanziell unterstützen. Außerdem sind in den Ämtern und Behörden verpflichtende Fortbildungen für Polizei und Justiz zu den Themen geschlechtsspezifische Gewalt und Istanbul-Konvention zu etablieren. 

Zum Thema Gewalt gegen Frauen muss eine interdisziplinäre Kooperation auf Landesebene sowie in regionalen Bündnissen - wie überregionalen und regionalen Runden Tischen - initiiert und gefördert werden. Diese interdisziplinäre Kooperation ist fallbezogen, aber auch fallübergreifend erforderlich. Es sollen entsprechende Kooperationsvereinbarungen abgeschlossen werden, um die Arbeit zu erleichtern und die Verbindlichkeit der Zusammenarbeit zu erhöhen.
	Sozialwesens: Die Corona-Pandemie hat die bereits bestehenden Probleme deutlich verschärft und sichtbarer gemacht: Der Fachkräftemangel und die daraus resultierende Überlastung des Personals haben sich in allen Bereichen des Gesundheits- und Sozialbereichs negativ ausgewirkt. Hinzu kommen die seit Jahren ausbleibenden Investitionen in die Modernisierung der Krankenhäuser und der Infrastruktur im Gesundheitswesen, so u.a. und der Mangel an Ausstattungen z.B. im Bereich der Intensivmedizin und der Rückstand bei der Digitalisierung. 

Die Probleme sind die Folge einer seit Jahren verfehlte Kürzungspolitik. Daran kann sich für die Zukunft nur etwas ändern, wenn das Land seinen Investitionsverpflichtungen endlich nachkommt und das Personal im gesamten Bereich des öffentlichen Dienstes aufgabengerecht ausbaut. 

Es ist aber auch erforderlich, die Voraussetzungen für bessere Arbeitsbedingungen und insbesondere für eine bessere Bezahlung vor allem im Bereich der Pflegekräfte zu schaffen. Darüber hinaus darf für die Ausbildung in den Gesundheitsberufen kein Schulgeld mehr gefordert, sondern es müssen Möglichkeiten für die Zahlung einer Ausbildungsvergütung geschaffen und Wege zu einer Akademisierung geebnet werden.
	alter und beeinträchtigter Menschen verändert werden: DIE LINKE sieht eine der entscheidenden gesellschaftlichen Herausforderungen in einer Erneuerung des Sozialstaates, damit auch weiterhin die Sicherstellung der Versorgung aller Menschen in ihren individuellen Lebenssituationen gewährleistet werden kann. In unserem reichen Land haben Armut und Armutsrisiken signifikant zugenommen. Nicht zuletzt durch die Corona-Pandemie hat sich die Lage weiter zugespitzt. Es besteht die reale Gefahr, dass in Folge der Pandemie soziale Leistungen weiter gekürzt werden, um die entstandenen Kosten zu begleichen. Das würde gerade den Menschen, die von den Folgen der Pandemie besonders schwer betroffen sind und mit den Folgen kämpfen, Fürsorge und Teilhabe entziehen und so die soziale Spaltung vertiefen und unsere demokratische Gesellschaft destabilisieren.

DIE LINKE fordert zur Bewältigung der finanziellen Folgen der Pandemie eine Vermögensabgabe auf hohe Vermögen und zur dauerhaften Finanzierung der öffentlichen Aufgaben und zur Sicherung der Daseinsvorsorge eine umfassende Steuerreform, die u.a. eine Vermögenssteuer und eine deutlich Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf hohe Einkommen vorsieht. Darüber hinaus setzt sich DIE LINKE dafür ein, dass Arbeit für alle Menschen sicher, unbefristet, tariflich bezahlt und sozial abgesichert ist und der Mindestlohn auf 13 Euro festgesetzt wird. DIE LINKE tritt für eine Rentenkasse ein, in die alle Erwerbseinkommen einzahlen, und für eine steuerfinanzierte, solidarische Mindestrente von 1.200 Euro netto. Außerdem gehört zu unserem Programm die Einführung einer solidarischen Gesundheits- und Pflegeversicherung, die alle Einkommensarten einbezieht und die Beitragsbemessungsgrenze abschafft.
	und Beruf und Arbeit soll nicht krankmachen: Der akute Fachkräftemangel - ob im ambulanten oder stationären Bereich - hat gezeigt, dass sich neben den Ausbildungsbedingungen und der Lohnsituation unbedingt auch die Arbeitsbedingungen verbessern müssen. Arbeit darf nicht krank machen. Dazu ist es notwendig, Arbeitszeitmodelle anzubieten, die die Beschäftigten vor Überlastung schützen. Verbindliche Personalschlüssel sind ein wichtiges Mittel, um gesundheitsfördernde Arbeitsbedingungen zu schaffen. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf resultiert nicht zuletzt aus flexiblen Arbeitszeitmodellen, die planbare Dienstzeiten möglich machen.

Der  flächendeckende Einsatz mobiler multiprofessioneller Teams sollte aufgrund einer Bedarfsermittlung und stetigen Bedarfsanpassung erfolgen. Die Finanzierung des Angebots darf nicht zulasten der Betroffenen gehen. Auch hier ist die Fachkräftegewinnung von entscheidender Bedeutung, um diese Angebote vorhalten zu können, und geht - wie auch in anderen Bereichen - eng mit attraktiven Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen einher.
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